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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Mai 1968 

11/ 1 — 68070 — 5508/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1967 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rats über die Finanzierung der Aus- 
gaben für Interventionen auf dem Binnenmarkt im Sektor 
Fette. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 30. April 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die Finanzierung der Ausgaben für Interventionen auf 
dem Binnenmarkt im Sektor Fette 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 17/64/EWG des 
Rats vom 5. Februar 1964 über die Bedingungen für 
die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft 1 ), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung Nr. 741/67/EWG 2 ), 
insbesondere auf Artikel 2 Absatz (1) und Artikel 6 
Absatz (2), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Zur Anwendung der in Artikel 2 der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG vorgesehenen sogenannten Grund- 
erzeugnismethode auf die Rückzahlung der Erstat- 
tungen bei der Ausfuhr nach dritten Ländern für 
die Zeit vom 10. November 1966 bis zum 30. Juni 

1967 ist es notwendig, für Olivenöl das Grund- 
erzeugnis festzulegen. 

Im Sektor Fette Titel Olivenöl wird die Einfuhr- 
belastung für ein Erzeugnis nach eigenem Kriterien 
festgesetzt. 

Es ist notwendig, die Modalitäten für die Beteili- 
gung des Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft, nachstehend „Fonds" 
genannt, zur gemeinschaftlichen Finanzierung der 
Ausgaben für Interventionen auf dem Binnenmarkt 
im Sektor Fette festzulegen. 

Die nach Artikel 19 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG des Rats vom 22. September 1966 über die 
Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Fette 3 ) gewährten Erstattungen bei der Erzeu- 
gung sowie die nach den Artikeln 10 und 27 Ab- 
satz (1) dieser Verordnung gewährten Beihilfen und 
die gemäß der Verordnung Nr. 876/67/EWG des 
Rats vom 20. November 1967 zur Einführung einer 
zusätzlichen Beihilfe für in Italien verarbeitete Raps- 
und Rübsensamen für das Wirtschaftsjahr 1967/ 

1968 4 ) gewährten zusätzlichen Beihilfen entsprechen 

h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, Seite 586/64 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 258 
vom 25. Oktober 1967, Seite 2 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, Seite 3025/66 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 281 
vom 21. November 1967, Seite 7 


| den in Artikel 6 Absatz (1) der Verordnung 
i Nr. 17/64/EWG festgesetzten Bedingungen. Diese 
1 Maßnahmen unterliegen vollständig einer einheit- 
lichen gemeinschaftlichen Regelung. 

Die Beihilferegelungen für Olivenöl und Ölsaaten 
| sehen Kontrollverfahren für eingeführte Ölsaaten 
j und für eingeführte Olivenöl enthaltende Erzeug- 
| nisse vor. Sie sind mit der Stellung einer Kaution 
| verbunden, die verfällt, falls nicht innerhalb einer 
bestimmten Frist der Nachweis dafür erbracht wird, 

I daß die betreffenden Erzeugnisse nicht mehr in den 
j Genuß der Beihilfe kommen können-, falls die 
Kaution verfallen ist, besteht die Gefahr, daß die 
j Beihilfe ungerechtfertigt gezahlt worden ist; des- 
i halb ist es notwendig, den Betrag der nicht zurück - 
1 gezahlten Kaution vom Betrag der finanzierungs- 
fähigen Beihilfen abzuziehen. 

1 Bei den Mengen, die gemäß Artikel 11 Absatz (1) 
und Artikel 26 Absatz (1) der Verordnung Nr. 
136/66/EWG von Interventionsstellen auf gekauft 
worden sind, können Verluste entstehen; diese Ver- 
luste sind durch den Fonds zu finanzieren, da sie 
den in Artikel 6 Absatz (1) der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG festgelegten Bedingungen entspre- 
chen. 

Die Finanzierung der den Interventionsstellen 
möglicherweise entstehenden Verluste durch den 
Fonds erfolgt nach einem pauschalierten Verfahren, 
da die Mitgliedstaaten im Rahmen der gemein- 
schaftlichen Regelungen einen Ermessensspielraum 
haben und bestimmte Kosten nicht harmonisiert 
sind. 

Die in den Artikeln 11 Absatz (2), 12 und 27 
Absatz (2) der Verordnung Nr. 136/66/EWG vor- 
gesehenen Maßnahmen entsprechen ebenfalls den 
in Artikel 6 Absatz (1) der Verordnung Nr. 17/64/ 
EWG festgesetzten Bedingungen. Diese Maßnahmen 
wurden jedoch bisher noch nicht angewandt. Es ist 
jedoch notwendig, den Grundsatz ihrer Finanzie- 
rungsfähigkeit aufgrund dieses Artikels 6 bereits 
jetzt anzuerkennen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

j Für die gemeinsame Marktorganisation für Fette 
gilt Olivenöl der Tarifnummer 15.07 (A) (II) als 
| Grunderzeugnis. 
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Artikel 2 

1 . Für die gemeinsame Marktorganisation für Fette 
gelten die in Anwendung der Artikel 10, 11 
Absätze (1) und (2), 12, 19, 26 Absatz (1), 27 
Absätze (1) und (2) der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG und der Verordnung Nr. 876/67/EWG 
durchgeführten Maßnahmen als Interventionen 
auf dem Binnenmarkt gemäß Artikel 6 Absatz (1) 
der Verordnung Nr. 17/64/EWG. 

2. Durch den Fonds, Abteilung Garantie, werden 
finanziert: 

a) die in Anwendung der Artikel 10 und 27 
Absatz (1) der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
gewährten Beihilfen; 

b) die in Anwendung von Artikel 19 der Ver- 
ordnung Nr. 136/66/EWG in Form einer Geld- 
leistung gewährten Erstattungen bei der Er- 
zeugung; 

c) die bei den Interventionsstellen aufgetrete- 
nen Nettoverluste bei den von diesen in An- 
wendung der Bestimmungen der Artikel 11 
Absatz (1) und 26 Absatz (1) der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG angekauften aus der Ge- 
meinschaft stammenden Mengen an Olivenöl 
und Ölsaaten; 

d) die in Anwendung der Verordnung Nr. 
876/67/EWG gewährten zusätzlichen Bei- 
hilfen. 

3. Die Finanzierungsbedingungen für die Ausgaben, 
die sich aus den in den Artikeln 11 Absatz (2), 
12 und 27 Absatz (2) der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG vorgesehenen Maßnahmen ergeben, wer- 
den festgelegt, sofern die Durchführungsbestim- 
mungen für diese Maßnahmen erlassen worden 
sind. 

Artikel 3 

1. Der Betrag, der nach Artikel 2 Absatz (2) Buch- 
stabe a finanzierungsfähigen Ausgaben, wird 
um den Gesamtbetrag der nicht zurückgezahlten 
Kautionen vermindert, die in Anwendung der 
Beihilferegelung für Olivenöl und Ölsaaten zur 
Vermeidung einer ungerechtfertigten Beihilfe- 
zahlung hinterlegt worden sind. 

2. Für den Verbuchungszeitraum 1966/1967 sind die 
Beihilfen finanzierungsfähig, die gemäß Artikel 
10 der Verordnung Nr. 136/66/EWG für Oliven- 
öl gewährt worden sind, das bis zum 30. Juni 
1967 aus in der Gemeinschaft während des Wirt- 
schaftsjahres 1966/1967 geernteten Oliven ge- 
wonnen worden ist. 


Artikel 4 

1. Zur Anwendung von Artikel 2 Absatz (2) Buch- 
stabe c erstellen die Interventionsstellen am 
Ende eines jeden Wirtschaftsjahres für jedes 
Erzeugnis, für das ein Interventionspreis fest- 
gesetzt worden ist, ein Konto, das: 


A — belastet wird mit 

a) dem Wert der Mengen, die aus dem voran- 
gegangenen in das abzurechnende Wirt- 
schaftsjahr übertragen worden sind; der Wert 
wird unter Berücksichtigung der Zu- und Ab- 
schläge nach dem am ersten Tag des ab- 
gelaufenen Wirtschaftsjahres für die Stan- 
dardqualität geltenden Interventionspreis be- 
rechnet; 

b) dem Gesamtbetrag der Ausgaben für Ein- 
käufe während des abzurechnenden Wirt- 
schaftsjahres; 

c) dem Gesamtbetrag der durch die Lagerung 
verursachten Kosten; dieser Betrag wird nach 
einem Pauschbetrag für Gewichtseinheit/ 
Lagerdauer berechnet, der nach Artikel 5 
Absatz (2) bestimmt wird; 

d) dem Gesamtbetrag der eventuellen Fracht- 
kosten, die durch eine spätere Beförderung 
entstanden sind und die nach dem Verfahren 
des Artikels 38 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG festgesetzt werden. 

B — - entlastet wird mit 

a) dem Gesamtbetrag der Einnahmen der im 
Laufe des abzurechnenden Wirtschaftsjahres 
ab Lager verkauften Mengen; 

b) dem Wert der am letzten Tag des abzurech- 
nenden Wirtschaftsjahres am Lager befind- 
lichen Menge; der Wert wird unter Berück- 
sichtigung der Zu- und Abschläge nach dem 
am ersten Tage des folgenden Wirtschafts- 
jahres für die Standardqualität geltenden 
Interventionspreis berechnet; 

c) dem Wert der Fehlmengen, die die zulässige 
Menge, die nach dem Verfahren des Artikels 
38 der Verordnung Nr. 136/66/EWG fest- 
gesetzt wird, überschreitet; der Wert wird 
nach dem am letzten Tag des abzurechnenden 
Wirtschaftsjahres für die Standardqualität 
gültigen Interventionspreis berechnet; dabei 
werden Zu- und Abschläge nicht berücksich- 
tigt. 

Die Fehlmengen sind gleich dem Unterschied 
zwischen dem Sollbestand und dem Ist- 
bestand, der am letzten Tage des abzurech- 
nenden Wirtschaftsjahres festgestellt wird. 

2. Die Salden der in Absatz (1) genannten Konten 
werden auf ein Sammelkonto übertragen. 

3. Der Soll-Saldo des in Absatz (2) genannten 
Sammelkontos ergibt den Gesamtbetrag der 
Nettoverluste im Sinne von Artikel 2 Absatz (2) 
Buchstabe c, der den Interventionsstellen ent- 
standen ist. 

4. Der eventuelle Haben-Saldo des in Absatz (2) 
genannten Sammelkontos wird auf das gleiche 
Konto des folgenden Wirtschaftsjahres über- 
tragen. 
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Artikel 5 

1. Die in Artikel 4 Absatz (1) unter A a) und B b) 
genannten Interventionspreise sind diejenigen, 
die an dem Interventionsort gelten, an dem die 
betreffenden Erzeugnisse gelagert werden oder 
falls diese Erzeugnisse an einem anderen Ort 
gelagert werden, diejenigen, die für den Inter- 
ventionsort gelten, zu dem diese Erzeugnisse 
unter Berücksichtigung der geringsten Fracht- 
kosten befördert werden können. 

2. Der in Artikel 4 Absatz (1) A c) genannte 
Pauschbetrag ist einheitlich für die Gemein- 
schaft. Er wird nach dem Verfahren des Artikels 


26 der Verordnung Nr. 17/64/EWG festgesetzt. 
Dabei werden die Ergebnisse der Prüfung der 
Lagerkosten und Zinsen in jeder Lagerzone, die 
gemäß Artikel 39 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG durchgeführt wird, berücksichtigt. 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach 
ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rats vom 
22. September 1966 über die Errichtung einer ge- 
meinsamen Marktorganisation für Fette ist am 
10. November 1966 für Olivenöl und am 1. Juli 1967 
für die anderen Fettstoffe in Kraft getreten. Sie 
sieht Ausgaben vor, die nach den Vorschriften der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG durch den Fonds, Ab- 
teilung Garantie, zu finanzieren sind. Es handelt 
sich dabei um Ausgaben für Erstattungen bei der 
Ausfuhr nach dritten Ländern und um Ausgaben für 
Interventionen auf dem Binnenmarkt. 

2. Für die Erstattung bei der Ausfuhr nach dritten 
Ländern ist zur Anwendung der durchschnittlichen 
niedrigsten Erstattung für Olivenöl während des 
Verbuchungszeitraums 1966/1967 das Grunderzeug- 
nis zu bestimmen. Die Grunderzeugnismethode wird 
ab 1. Juli 1967 nicht mehr angewandt. 

3. Der vorliegende Entwurf einer Verordnung be- 
stimmt insbesondere die Maßnahmen, die sich aus 
der Anwendung der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
ergeben und entsprechend Artikel 6 der Verord- 
nung Nr. 17/64/EWG als Ausgaben für Interventio- 
nen auf dem Binnenmarkt anzusehen sind und legt 
die Modalitäten für die Finanzierung dieser Aus- 
gaben durch den Fonds fest. 

4. Der Entwurf bestimmt weiterhin die in der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG vorgesehenen Inter- 
ventionen auf dem Binnnenmarkt, die den Bedin- 
gungen des Artikels 6 Absatz (1) der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG entsprechen. Der Entwurf beschränkt 
sich jedoch hinsichtlich der Modalitäten auf die 
Interventionen, die zurzeit aufgrund der bereits 
erlassenen Durchführungsbestimmungen angewen- 
det werden. Deshalb bestimmt Artikel 1 Absatz (3), 
daß die Modalitäten zur Finanzierung der Ausgaben 
durch den Fonds, die sich aus der Anwendung der 
Artikel 11 Absatz (2) (Lagerverträge), 12 (Aus- 
gleichsvorräte) und 27 Absatz (2) (Vergütung für 
frühe Aufnahme) der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
durch den Rat erlassen werden, sofern die dies- 
bezüglichen Durchführungsbestimmungen erlassen 
worden sind. 

5. Die Beihilfe wird nur Erzeugnissen, die aus der 
Gemeinschaft stammen, gewährt. Eingeführte Oli- 
ven und Ölsaaten werden daher einem Kontroll- 
verfahren unterworfen, das durch eine Kautions- 
stellung ergänzt wird. Durch die Stellung der Kau- 
tion soll verhindert werden, daß das in diesen 
Oliven enthaltene öl sowie diese Ölsaaten nicht in 
den Genuß der Beihilfen kommen. 

Falls jedoch der Einführer der Oliven oder der Öl- 
saaten nicht innerhalb einer bestimmten Frist den 
Nachweis dafür erbringt, daß das in den Oliven 
enthaltene öl oder die Ölsaaten die Voraussetzun- 
gen erfüllen, um nicht mehr beihilfefähig zu sein, 


verfällt die Kaution vollständig und muß dem Fonds 
als Ausgleich für eine Beihilfe, die den betreffenden 
Erzeugnissen ungerechtfertigt gewährt worden ist, 
gutgeschrieben werden. 

Der Entwurf sieht daher vor, daß der Gesamtbetrag 
der gewährten und finanzierungsfähigen Beihilfen 
um den Gesamtbetrag der Kautionen vermindert 
wird, die in Anwendung der Beihilferegelungen für 
Olivenöl und Ölsaaten gestellt und nicht zurück- 
erstattet worden sind. 

6. Die Verordnung Nr. 130/66/EWG bestimmt die 
Höhe des Beitrages des Fonds, Abteilung Garantie, 
an den finanzierungsfähigen Ausgaben für den Ver- 
buchungszeitraum 1966/1967 (1. Juli 1966 bis zum 
30. Juni 1967) und für die Verbuchungszeiträume 
ab 1. Juli 1967 nach unterschiedlichen Sätzen. Die 
finanzielle Verantwortlichkeit der Gemeinschaft be- 
steht für die Interventionen auf dem Binnenmarkt 
für Olivenöl ab 10. November 1966, und es ist daher 
notwendig festzulegen, daß die für das bis zum 
30. Juni 1967 gewonnene Olivenöl gewährten Bei- 
hilfen für den Verbuchungszeitraum 1966/1967 be- 
rücksichtigt werden. 

7. Bei den Mengen, die von den Interventions- 
stellen entsprechend Artikel 11 Absatz (1) und 
Artikel 26 Absatz (1) der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG angekauft worden sind, können Verluste ent- 
stehen. 

Die Mitgliedstaaten sind in der Tat gehalten, auf 
dem Markt zu intervenieren. Da jedoch die Bedin- 
gungen für den Wiederverkauf der von den Inter- 
ventionsstellen angekauften Mengen, im Stadium 
des einheitlichen Marktes nicht mehr allein von der 
Beurteilung des Marktes durch die Mitgliedstaaten 
abhängen, sondern durch gemeinschaftliche Ver- 
fahren festgesetzt werden, erfüllen die Verluste, die 
dabei entstehen, die in Artikel 6 Absatz (1) der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG festgesetzten Voraus- 
setzungen und sind deshalb finanzierungsfähig 
durch den Fonds. 

Diese Verluste umfassen in erster Linie die even- 
tuelle negative Differenz zwischen dem Kaufpreis 
und dem Wiederverkaufspreis. 

Verluste können außerdem entstehen durch eine 
Abwertung der Lagerbestände beim Übergang von 
einem Wirtschaftsjahr in ein anderes, durch Lager- 
kosten oder durch Schwund. 

Zur Ermittlung dieser eventuellen Verluste er- 
scheint es notwendig, am Ende eines jeden Wirt- 
schaftsjahres für jedes Erzeugnis eine Bilanz auf- 
zustellen, für das ein Interventionspreis festgesetzt 
ist. 

Ergibt sich ein passiver Saldo, wird der Verlust 
durch den Fonds finanziert; im Falle eines aktiven 
Saldos wird der Gewinn auf das nächste Wirt- 
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schaftsjahr übertragen. Artikel 3 des Entwurfs ent- 
hält die Bestimmungen, die notwendig sind, um die 
vorstehend aufgeführten Grundsätze anwenden zu 
können. 

8. Schließlich enthält der Entwurf noch technische 
Einzelheiten, die für die Erstellung der in den vor- 
stehenden Punkten genannten Bilanz notwendig 
sind. So werden auch aus praktischen Gründen und 
um innerhalb der Gemeinschaft zu einem einheit- 
lichen Satz zu kommen die finanzierungsfähigen 
Lagerkosten pauschal festgesetzt. Die Festsetzung 
erfolgt durch den Ausschuß des Fonds, nachdem der 
Verwaltungsausschuß für Fette die technischen 
Aspekte des Problems geprüft hat. 

Außerdem wird festgelegt, daß die auf natürliche 
Einflüsse zurückzuführenden Verluste (Schwund) 
nur im Rahmen der bei einer guten Verwaltung zu- 
lässigen Verluste durch den Fonds finanzierungs- 
fähig sind. 
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